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Zum Geleit

Der hier vorgelegte Leitfaden erscheint zu einem Zeitpunkt, der für die
Weiterentwicklung des Gesundheits- und Krankenversicherungsrechts
insgesamt, vor allem aber des Rechts der integrierten Versorgung von be-
sonderer Bedeutung ist. Nach einer Vielzahl von Reformansätzen seit der
Einführung des SGB V stehen jetzt erstmals konkrete Veränderungen im
Bereich der Gesundheitsversorgung durch die Einführung wettbewerbso-
rientierter, qualitätssichernder und wirtschaftlicher Selektivverträge an.
Dies betrifft die neuartigen Strukturverträge, die Ärztenetzwerke, die am-
bulanten Behandlungsmöglichkeiten im Krankenhaus, die Medizinischen
Versorgungszentren, die Telemedizin, die Einbeziehung von Manage-
mentgesellschaften und schließlich – eng damit verknüpft auf vielfältige
Weise – die integrierte Versorgung der §§ 140a ff. SGB V.

Wenn auch diese umfassende Öffnung des Gesundheits- und Kranken-
versicherungsrechts für Innovationen zu begrüßen ist, so bleibt doch fest-
zustellen, dass der Gesetzgeber hierzu letztlich nur Rahmenbedingungen
zur Verfügung stellt, die durch die einzelnen Vertragspartner auszufüllen
und zu ergänzen sind. Um hier allen interessierten Personen und Institu-
tionen, vor allem der Ärzteschaft, den Krankenhäusern und den Kranken-
kassen, eine Hilfestellung zu geben, wurde im Jahre 2003 die Deutsche
Gesellschaft für Integrierte Versorgung im Gesundheitswesen e.V.
(DGIV) gegründet, die es sich zum Ziel gesetzt hat, die integrierte Ver-
sorgung als Regelfall der medizinischen, pflegerischen und sozialen Be-
treuung durchzusetzen sowie die dazu erforderlichen innovativen Kon-
zepte und ihre Verknüpfung mit der Alltagspraxis zu entwickeln und zu
fördern.

Der Vorstand der DGIV begrüßt es daher ausdrücklich, dass hier drei Ver-
treter von Praxis und Wissenschaft einen aktuellen Leitfaden zur inte-
grierten Versorgung vorlegen, der sowohl eine Einführung in die Ent-
wicklung und in die Grundlagen dieses neuartigen Versorgungstyps
umfasst als auch eine ausführliche Kommentierung der einschlägigen
Vorschriften, und zwar an Hand der dazu ergangenen neuesten (und
auch in den wesentlichen Teilen in vollem Wortlaut wiedergegebenen)
höchstrichterlichen Rechtsprechung. Einen besonderen Praxisbezug wei-
sen dabei die vier abgedruckten Musterverträge zur integrierten Versor-
gung sowie ein Überblick über alle beim Abschluss von Verträgen dieser
Art zu beachtenden Punkte auf. Dargestellt werden auch bislang umstrit-
tene verfassungs- und europarechtliche Fragestellungen sowie die wett-
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bewerbs- und vergaberechtliche Problematik von Selektivverträgen im
Gesundheitswesen.

Insgesamt unterstützt der neue Leitfaden die aktuellen Bestrebungen der
DGIV zur Förderung der integrierten Versorgung: So findet am 23./24.
Oktober 2008 bereits der 5. DGIV-Kongress statt, der diesmal unter dem
Motto steht „Integrierte Versorgung – Sackgasse oder Königsweg – die
Vielfalt besonderer Versorgungsformen“. Außerdem ist von der DGIV
erstmals eine Weiterbildung zum Manager für innovative Versorgungsfor-
men angeboten worden. Da die integrierte Versorgung eng mit dem Be-
griff der Qualität verbunden ist, war es auch ein wichtiges Anliegen für
die DGIV, ein spezielles, vom TÜV Rheinland geprüftes DGIV-Qualitäts-
siegel zu vergeben, das die zukünftige Bedeutung der integrierten Ver-
sorgung vorantreibt und einen qualitativen Wettbewerb im Sinne der Ver-
sicherten und der Patienten fördern wird. 

Der Vorstand der DGIV wünscht dem vorliegenden Leitfaden eine mög-
lichst weite Verbreitung – zur Information der interessierten Öffentlichkeit
über die integrierte Versorgung und deren Ausgestaltung in der Praxis.

Berlin, im September 2008 Deutsche Gesellschaft
für Integrierte Versorgung

– Der Vorstand –
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Vorwort 

Die integrierte Versorgung führt zu mehr Vertragsfreiheit und Wettbe-
werb in der gesetzlichen Krankenversicherung – verbunden mit Qualitäts-
verbesserungen und Kostenreduzierungen bei der Gesundheitsversor-
gung. Den Leistungserbringern, insbesondere den Ärzten und den
Krankenhäusern, vor allem aber den das System finanzierenden Kranken-
kassen wird es jetzt ermöglicht, außerhalb der durch das Vertragsarzt-
recht kollektivvertraglich bestimmten und durch die Kassenärztlichen
Vereinigungen gesteuerten Regelversorgung neuartige Einzelverträge
über eine fach- und sektorenübergreifende Kooperation, so genannte
IV-Verträge, abzuschließen. Der Gesetzgeber hat dazu mit den §§ 140 a
bis 140 d SGB V Vorschriften entwickelt, die ganz im Sinne einer Förde-
rung von Vertragsfreiheit und Selbstverwaltung im Gesundheitswesen
den Partnern dieser Verträge einen großen Freiraum bei der konkreten
Vertragsausgestaltung einräumen – einschließlich der Finanzierung.

Die Verfasser des hier vorliegenden Werkes haben es sich zur Aufgabe
gemacht, die im Gesundheitswesen tätigen Personen und Institutionen,
insbesondere die mit dem Abschluss von IV-Verträgen befassten Kran-
kenkassen und Leistungserbringer, über den Sinn und Zweck der neuen
Vorschriften sowie über die wesentlichen Grundsätze der integrierten
Versorgung und die neuen Verantwortlichkeiten zu informieren. An die
umfassende Darstellung der Entwicklung und der Grundsätze der inte-
grierten Versorgung (im Folgenden I. und II.) schließt sich eine detaillierte
Kommentierung der Neuregelungen der §§ 140 a–140 d SGB V an (im
Folgenden III.). Sodann wird unter IV. die aktuelle Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts und der LSG-Vorinstanzen abgedruckt. Unter V.
folgt ein für die Praxis besonders wichtiger Überblick zur Vorgehensweise
bei der Gestaltung von Verträgen über integrierte Versorgungsformen
(IV-Verträge) und unter VI. als Beispiele vier Original-IV-Musterverträge.

Im September 2008 Die Verfasser
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